
Bürgermeister/in Beigeordnete/r Fachbereichsleiter/in

Die Stadtverordnetenversammlung Schwedt/Oder hat in ihrer         Sitzung am
den empfohlenen Beschluss mit � Änderung(en) und � Ergänzung(en) � gefasst � nicht gefasst.

F.d.R.d.A.

Vorlage � öffentlich
� nichtöffentlich Vorlage-Nr.:

Der Bürgermeister
Fachbereich:

zur Vorberatung an: � Hauptausschuss
� Finanz- und Rechnungsprüfungsausschuss
� Stadtentwicklungs-, Bau- und Wirtschaftsausschuss
� Kultur-, Bildungs- und Sozialausschuss
� Bühnenausschuss
� Ortsbeiräte/Ortsbeirat:

zur Unterrichtung an: � PersonalratDatum:

19. Aug. 2004 zum Beschluss an: � Hauptausschuss
� Stadtverordnetenversammlung

Betreff: Änderung des Beschlusses Nr. 709/28/03 vom 18. September 2003 –
Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes der Stadt Schwedt/Oder vom 21. November 2002 zur
Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 2003

Beschlussentwurf: Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Änderung des Beschlusses Nr. 709/28/03
wie folgt:

3. Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Bürgermeister, dem Grundsatz der Ver-
äußerung von Gesellschafteranteilen zur Haushaltskonsolidierung folgend, bis spätestens
31.12.2004 eine Analyse zu erstellen, die die Grundlage zur konkreten Beschlussfassung
zur Veräußerung von kommunalem Vermögen darstellt.

Finanzielle Auswirkungen:
� keine � im Verwaltungshaushalt � im Vermögenshaushalt
� Die Mittel sind im Haushaltsplan eingestellt. � Die Mittel werden im Haushaltsplan eingestellt.
Einnahmen: Ausgaben: Haushaltsstelle: Haushaltsjahr:

� Die Mittel stehen nicht zur Verfügung.
� Die Mittel stehen nur in folgender Höhe zur Verfügung:
� Mindereinnahmen werden in folgender Höhe wirksam:
Deckungsvorschlag:

Datum/Unterschrift Kämmerer/Kämmerin:
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Begründung:

Der derzeitige Arbeitsstand zu den im Haushaltssicherungskonzept der Stadt Schwedt/Oder enthaltenen
Maßnahmen zur Veräußerung von Gesellschafteranteilen lässt erkennen, dass der Zeitraum bis zu dem im
SVV – Beschluss Nr. 709/28/03 festgeschriebenen Termin 30. September 2004 für eine umfassende Analyse,
die gleichzeitig die Basis für eine konkrete Beschlussfassung zur Veräußerung von kommunalem Vermögen
darstellen soll, auf Grund des umfangreichen Arbeitsvolumens nicht ausreichend ist.
Es ist deshalb eine Terminverlängerung bis zum 31. Dezember 2004 notwendig.


